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Dorota Gierszewski

dIMenSIOnen SOZIAler gerechtIgkeIt
IM POlnISchen BIldungSWeSen

Summary: education is an essential value in a society of axiological pluralism, 
and its accessibility is one of the priorities in the context of social justice. In 
education, the idea of unity in difference ought to find its fulfillment. The less-
ening of educational differences – between persons of different social groups 
and persons of different phases of development – stands out among the central 
aims of Polish politics of education. the present paper points out the existing 
barriers in the access to education. In addition, it explicates the measures 
adopted by the state for the furthering of equality and social justice. As a result 
of considering such interventions, it is apparent that the social context of a 
functioning educational system is certainly amenable to positive changes. edu-
cation has the potential to serve as a locus of resistance against injustices. At 
this point, particular questions become apparent, too. Which place is to be allo-
cated in the competition for education to the village and small-town inhabit-
ants, to the economically weak regions, and to the representatives of the poorer 
strata of society?

1. Vorbemerkung

die Form der heutigen Bildung, mit der in der gegenwart eine große hoffnung 
verbunden ist, ist durch zahlreiche diskurse geprägt. In allen stellt die Bildung 
einen der Schlüsselfaktoren dar, welche das Funktionieren der gesellschaft beein-
flussen. Bildung wird als Grundrecht des menschlichen Wesens betrachtet, sie 
stellt einen Wert dar, der es ermöglicht, eine höhere lebensqualität zu erlangen 
und Armut und soziale Ausgrenzung zu beseitigen, weiterhin ist sie ein Weg zur 
Angleichung der lebenschancen. Sie hat einen großen Wert in der gesellschaft 
des Wertepluralismus. die Investition in Bildung wird als „menschliche kapital-
anlage“ betrachtet. deswegen ist es notwendig, bestimmte Maßnahmen durchzu-
führen, die das Ziel verfolgen, jedem Menschen den Zugang zu Bildung auf allen 
Bildungsniveaus zu sichern. Infolgedessen kommt dem Zugang zu Bildung Prio-
rität zu, und deshalb gehört zu den wichtigsten Zielen polnischer Bildungspolitik 
die Angleichung von Bildungsunterschieden auf der ebene verschiedener gesell-
schaftlicher gruppen und individueller entwicklungsetappen.

P9810_BOE_412-22416_BuE_3-14.indb   313 18.08.14   16:32



314

Polen befindet sich immer noch in der Phase des Aufbaus eines demokrati-
schen Sozialsystems, und in der polnischen realität sind immer noch soziale 
ungleichheiten und Barrieren sichtbar, die auf allen Bildungsebenen den Zugang 
mancher sozialer gruppen zu Bildung erschweren. Bildung verfügt jedoch über 
ein Potential, das es erlaubt, sozialer ungerechtigkeit entgegenzuwirken.

2. Bildung – ein privates oder ein öffentliches gut?

Wenn man soziale gerechtigkeit im kontext der Bildung betrachtet, lohnt es sich, 
dem Begriff „soziale gerechtigkeit“ etwas näher auf den grund zu gehen. „So ziale 
Gerechtigkeit unterscheidet sich nämlich von Gerechtigkeit im Allgemeinen 
dadurch, dass gerechtigkeit gewissermaßen ein natürliches Subjekt besitzt, und 
zwar den Menschen. Im Fall der sozialen gerechtigkeit ist vielmehr eine gesell-
schaftsgruppe, bzw. eine gesonderte gemeinschaft gemeint“ (szaWIel 2000, 185, 
hervorh. i. Orig.).1

 die gegenwärtigen Interpretationen dieses Begriffes beziehen sich auf das 
Postulat der gewährleistung von lebenschancengleichheit aller gesellschaftlichen 
gruppen. dies soll auch durch die Anwendung von Mechanismen der demokratie 
möglich werden. die demokratie soll also zur Verwirklichung der sozialen 
gerechtigkeit beitragen, indem sie gleichen Zugang zu sozialen gütern, darunter 
zu Bildung, gewährleistet. diese gleichheit ist so wichtig, weil sie einen allgemei-
nen menschlichen Wert darstellt.

das Prinzip der gleichheit von Bildungschancen in Bezug auf alle gesell-
schaftlichen gruppen ist kein neues thema, es wurde vielmehr im rahmen von 
Überlegungen zur sozialen gerechtigkeit bereits in der Zeit der Aufklärung und 
dann im Positivismus reflektiert. Aktuell stellt diese Thematik einen eigenen 
Bereich pädagogischer, psychologischer und soziologischer diskussionen dar. In 
der ersten hälfte des 20. Jahrhunderts wurde erkannt, dass die gleichheit von 
Bildungschancen nicht nur ein Bestandteil der sozialen gerechtigkeit, sondern 
auch ein Faktor der Zivilisationsentwicklung ist. Sie ist zu einer Sonderware 
geworden, die Vorteile nicht nur dem Individuum, sondern auch der gesamten 
gesellschaft bringt (vgl. pIlch 1999, 69ff). Förderung von chancengleichheit 
bedeutet, dass Maßnahmen zugunsten von Menschen ergriffen werden, die ihre 
eigene kompetenzentwicklung, und zwar ohne eigene Schuld, nicht vorantreiben 
konnten, d. h. Maßnahmen zugunsten von Menschen, die man als Opfer sozialer 
ungerechtigkeit betrachten kann (vgl. KwiecińsKi 2011, 53ff).

das Postulat der chancengleichheit im Bildungsbereich kann auf verschiedene 
Art und Weise verstanden werden, ausgehend von der von john raWls formulier-
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ten theorie der gerechtigkeit. das Streben nach gleichheit speist sich hier aus 
einer empörung über die ungleichheit, insbesondere über diejenigen ungleich-
heiten, welche die chancengleichheit beeinträchtigen. Auf diese theorie bezieht 
sich KwiecińsKi; er unterscheidet verschiedene Ansätze, welche die entstehung 
dieser Bildungsungleichheiten erklären und empfehlungen des umgangs mit 
ihnen geben. Jeder Ansatz bezieht sich auf eine etwas andere Wahrnehmung der 
ursachen und der natur sozialer ungleichheiten. ein erster Ansatz ist mit dem 
System der natürlichen Freiheit (insbesondere im wirtschaftlichen Sinne) verbun-
den: Als gerecht gilt das Prinzip des freien Marktes als soziale Selbstregulierung, 
ungerecht dagegen ist die Verletzung dieses Prinzips (vgl. KwiecińsKi 2007, 35). 
das recht auf gewinnabschöpfung auf dem Weg des freien Wettbewerbs, ohne 
irgendeinen eingriff vonseiten des Staates in diese Prozesse, rechtfertigt das 
nichtergreifen von Initiativen zugunsten bestehender und immer größerer 
ungleichheiten im Bereich von Bildungserfolgen. unter solchen umständen ist 
die gleichheit der chancen im Bildungsbereich mit den gewinnchancen beim 
lottospielen gleichzusetzen (vgl. KwiecińsKi 2011, 480).

ein zweiter Ansatz setzt die chancengleichheit im Bildungsbereich mit einem 
gleichen teilnahmerecht am Bildungsprozess gleich. gleiche chancen werden 
hier durch korrekte Bewertungs- und Auswahlverfahren gewährleistet, und die 
Angleichung von Bildungschancen beruht auf der ständigen Verbesserung von 
evaluierungs- und Auswahlmaßnahmen. diese denkweise wurde von der Bil-
dungspolitik in Polen übernommen; ein Beleg dafür ist die Einführung mehrstufi-
ger Außenprüfungen der genannten Maßnahmen.

ein dritter Ansatz versteht chancengleichheit als tatsächlich gleichen Zugang 
zu Bildungsinstitutionen und -angeboten im Sinne des Prinzips der gerechten Mit-
telverteilung. die Schaffung einer allgemeinen, für alle zugänglichen Bildung 
wird somit zur Pflicht des Staates.

ein vierter Ansatz verbindet chancengleichheit mit gerechtigkeit als gleich-
mäßige teilnahme verschiedener gesellschafts- und kulturgruppen an Bildung 
auf einem hohen niveau. „dies ist mit Maßnahmen zur neuverteilung sämtlicher 
Mittel verbunden, die jedem ermöglichen, ohne Beeinträchtigung durch störende 
äußere umstände an dem Wettbewerb um den höchsten durch die Bildung erlang-
ten Status teilzunehmen“ (KwiecińsKi 2011, 481). Mit solchen störenden äußeren 
umständen sind ungünstige familiäre, soziale oder persönliche umstände 
gemeint. Bei diesem Ansatz dominiert eine Bezugnahme auf die Verfassung der 
republik Polen, auf gleichheitsprinzipien sowie auf die Menschen- und Bürger-
rechte als Fundament der gerechtigkeit.

es gibt noch einen fünften Ansatz, die gleichheit der Bildungschancen zu 
betrachten, nämlich als gleichheit der Aufstiegsmöglichkeiten für alle durch Bil-
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dung, unabhängig von unterschiedlichen Ausgangsbedingungen. KwiecińsKi ist 
der Auffassung, dass in den aktuellen öffentlichen debatten über die Bildung in 
Polen wie auch im Bereich der Bildungspolitik alle diese fünf Ansätze zu finden 
sind und oft auch miteinander vermischt werden.

Zentral für den diesen Ausführungen zugrunde liegenden gerechtigkeitsbegriff 
ist die gewährleistung gleicher Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten für alle, 
unabhängig von der sozialen herkunft (z. B. Wohnort oder Bildung, Beruf und 
einkommen der eltern). gerechtigkeit im Bildungswesen verbindet sich demzu-
folge, wie die weiteren Ausführungen zeigen werden, mit dem Postulat von chan-
cengleichheit beim Zugang zu Bildung auf allen ebenen; sie wird als eine zentrale 
bildungspolitische herausforderung betrachtet, der vonseiten des Staates und 
unterschiedlichster Bildungsakteure zu begegnen ist und gemeinsame Strategien 
und Vorgehensweisen nötig macht.

In der polnischen Fachliteratur werden die ungleichheiten beim Zugang zu 
Bildung häufig mit dem Begriff der Ungleichheiten im Bereich des Bildungswe-
sens oder der ungleichheiten der Bildungschancen überhaupt gleichgesetzt. diese 
ungleichheiten im Bereich des Bildungswesens werden als „Zustand gesellschaft-
lich ungerechter differenzierung der Bildungsmöglichkeiten bei kindern, Jugend-
lichen und erwachsenen wahrgenommen, wobei geschlecht, lage des Wohnortes, 
gesellschaftliche Herkunft, gesellschaftlich-berufliche Zugehörigkeit der Eltern, 
kulturniveau der Familie und weitere gesellschaftliche Faktoren“ ausschlagge-
bend sind (vgl. szymańsKi 2004, 670).

der Begriff der ungleichheiten von Bildungschancen ist als „unterschiedlich-
keit von Bildungsmöglichkeiten mit Blick auf zunehmende disproportionen“ zu 
verstehen (pedagogIKa leKsyKon 2000, 133). die ungleichheiten hinsichtlich der 
teilnahme an Bildung haben heute „neue dimensionen, Aspekte und Folgen 
erreicht, die immer weniger greifbar und unauffällig sind, aber weiterhin stark und 
beständig. deswegen stellen sie auch immer noch einen attraktiven Problembe-
reich für die Forschung dar“ (KwiecińsKi 2012, 374).

der Zugang zu Bildung und der erwerb einer Ausbildung sind in der gegen-
wärtigen gesellschaft besonders wichtige Faktoren, und zwar deswegen, weil 
einer Ausbildung eine Schlüsselfunktion für die gesellschaftliche Position und 
für lebenschancen zukommt. Aus diesem grund wird der Bildung ein Sonder-
status zuerkannt. So schreibt etwa Banach: „die Bildung ist ein gesellschaftli-
cher Wert und ein soziales kapital, sie verleiht aber auch hoffnung und hat viele 
Aufgaben“ (Banach 1998, 111). In ihren Zielen und Arbeitsmethoden sollte sie 
auch einen wesentlichen Beitrag zur Bekämpfung sozialfeindlicher Werte sowie 
negativer Phänomene und gefahren des menschlichen daseins leisten (vgl. 
ebd.).
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die Bildung ist heute vor ein bestimmtes Paradox gestellt, das mit zwei wider-
sprüchlichen Funktionen zusammenhängt, die ihr zukommen. einerseits leistet die 
Bildung einen wesentlichen Beitrag zur demokratisierung der gesellschaft. diese 
demokratisierungsfunktion der Bildung ist unter anderem auf „die gewährleis-
tung eines gleichen Starts in Bezug auf die Möglichkeiten eines Ausbildungser-
werbs für alle“ (gMereK 2011, 9) gerichtet, was wiederum einschließt, dass eine 
Bildung ähnlicher Qualität für alle – unabhängig von gesellschaftlicher herkunft, 
geschlecht, rassen- und ethnischer Zugehörigkeit und konfession zu gewährleis-
ten ist (vgl. ebd.). Angestrebt wird also eine „Verallgemeinerung“ der Bildung bei 
einer möglichst großen Zahl von Bürgern und Bürgerinnen. dies hängt mit der 
Überzeugung zusammen, dass nur die gut Ausgebildeten dazu imstande sind, ihre 
gesellschaftlichen und beruflichen Aufgaben gut zu erfüllen. Die allgemeine 
Zugänglichkeit der Bildung für Bürger und Bürgerinnen, so wird hier angenom-
men, stellt eine Voraussetzung für die gesellschaftliche und wirtschaftliche ent-
wicklung dar.

Andererseits kommt der Bildung eine Funktion der strukturellen differenzie-
rung in gesellschaft und Beruf zu. die neuesten entwicklungstendenzen im 
Bereich des Schulwesens stehen in vielen ländern im Widerspruch zu den Ideen 
der gesellschaftlichen demokratisierung. deutlich erkennbar sind Prozesse der 
differenzierung im Schulbereich, und parallel dazu geht die dynamische entwick-
lung eines elitären Schulwesens voran. In der realität ist die Bildung also in glei-
cher Weise ein Instrument zur gestaltung und Wiedergabe von ungleichheiten 
und ein Faktor der demokratisierung in Bezug auf das gesellschaftliche leben 
(vgl. MelosIK 2002, 139).

die Bildung verringert nach KwiecińsKi die distanz zwischen der subjektiven 
Welt des eigenen sozialen und kulturellen erlebens und der objektiv existierenden 
Welt. die Ausbildung in der Schule und der Abschluss einer Berufsausbildung 
stellen in der gegenwart ein wesentliches gut (einen Vorteil) dar und sind gleich-
zeitig auch ein Weg für das Individuum, zu einer gesellschaftlich-beruflichen 
Position zu kommen (eine für den Übergang zur eliteschicht notwendige Voraus-
setzung) und ein Bestandteil des beständigen kulturellen und gesellschaftlichen 
„kapitals“ (vgl. KwiecińsKi 2007, 35–42). die Ausbildung ist daher sowohl ein 
privates als auch ein gesellschaftliches gut.

das Bewusstsein der Menschen, dass es ohne gute Ausbildung nicht möglich 
ist, eine positive lebensvision zu realisieren, nimmt immer mehr zu. darüber hin-
aus nehmen viele Menschen heute wahr, dass sie lebenslang lernen müssen. diese 
kompetenz zum lebenslangen lernen muss der Mensch im rahmen seiner forma-
len Ausbildung erwerben. die gesellschaft braucht Bildung, ermöglicht sie doch 
die entwicklung der gesellschaft und dient der Bereitstellung von Fachkräften für 
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die Wirtschaft. das Individuum braucht Bildung, um auf die herausforderungen 
des Arbeitsmarkts vorbereitet zu sein und um seinen lebensunterhalt zu sichern.

3. grundlegende Barrieren in Bezug auf den Zugang zu Bildung

Wenn man die mit Bildung zusammenhängenden Fragen analysiert, muss man 
auch die Bildungsbarrieren als Faktoren grundlegenden Einflusses auf diese Fra-
gen berücksichtigen. es ist auf Barrieren im hinblick auf den Zugang zu Bildung 
aufmerksam gemacht worden; diese lassen sich sowohl im sozialen als auch terri-
torialen Querschnitt ermitteln. Es ist sehr wichtig, diese Barrieren zu identifizie-
ren, da sie die soziale Teilhabe an Bildung wesentlich beeinflussen. In Polen hängt 
ein teil dieser Barrieren mit dem historischen erbe und den umständen der 
gesellschaftlichen entwicklung zusammen, ein anderer teil resultiert aus den 
Bedingungen der strukturellen sozialpolitischen transformation. Zu den grundle-
genden Barrieren, welche die Befriedigung von Bildungsbedürfnissen erschweren 
oder verhindern, gehören:
– die ökonomische Barriere, die einen Mangel an finanziellen Mitteln für die 

Bildung bedeutet;
– die Strukturbarriere, die hinsichtlich einzelner regionen und sozialer gruppen 

auf defizitäre infrastrukturelle Bedingungen in den Bereichen Bildung, Betreu-
ung und erziehung verweist;

– ie Bewusstseinsbarriere, die an einer mangelnden Ambition von eltern hin-
sichtlich der Bildung und erziehung ihrer kinder sichtbar wird;

– sonstige Barrieren: Abneigung gegen das lernen, mangelnde Zeit für das ler-
nen, z. B. wegen Verpflichtungen im Haushalt, teilweise auch chronische 
krankheiten und Behinderungen (vgl. auch Maj 2012, 173–194). eine beson-
dere Barriere stellen auch die ständig steigenden Fahrtkosten zur Schule oder 
hochschule dar. diese wirken sich auch in hohem Maße, und insbesondere bei 
Jugendlichen in ländlichen regionen und ärmeren Jugendlichen, auf die 
Bereitschaft aus, sich weiter und höher zu bilden.

nach dem ende des Zweiten Weltkrieges, dann wieder in der Zeit der politischen 
transformation von 1989 und auch in der gegenwart wird mit Bezug auf soziale 
gegebenheiten meistens auf soziowirtschaftliche und räumliche Faktoren hingewie-
sen, die zu chancenungleichheiten im Bildungsbereich führen. diese Faktoren sind 
im umfeld von erziehung und Bildung anzusiedeln (vgl. palKa 2012, 195–216):
– lokales (ländliches) umfeld: weit entfernte Schulen in abgelegenen regionen, 

wenige kindergärten, wenige kultur- und erziehungseinrichtungen;
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– familiäres umfeld: schwierige materielle Bedingungen, niedriges soziales 
kapital in der Familie, geringes elterliches engagement für Bildung;

– schulisches umfeld: schlechte Finanzlage von Schulen, schlechtere Ausbil-
dungsbedingungen und niedrigeres unterrichtsniveau auf dem land als in den 
Städten, unzureichendes Betreuungsangebot für die Zeit nach dem unterricht.

Beide Klassifikationen weisen deutlich auf ein Stadt-Land-Gefälle hin, was den 
Zugang zu qualitativ hochwertiger Bildung betrifft, und was die Möglichkeiten 
der Finanzierung von Bildung betrifft. In den letzten Jahren sind die einkom-
mensunterschiede in Polen größer geworden, und das Problem der Armut, die eine 
wesentliche Barriere für den Zugang zu Bildung darstellt, stellt sich mit größerer 
dringlichkeit (vgl. auch KozaKIeWIcz 1973, 49; szymańsKi 1973, 20ff; BoroWIcz 
2000, 27). hingegen werden in der Öffentlichkeit immer noch die mit dem 
geschlecht zusammenhängenden Bildungsungleichheiten kaum thematisiert.

die Bildungsungleichheiten zwischen Stadt und land betreffen hauptsächlich 
den Zugang zu Bildung, die Mobilität innerhalb des Bildungssystems, die Bil-
dungsqualität, die erwachsenenbildung, das engagement des Staates für den Bil-
dungsbereich, die Finanzierung der Bildung und die Bildungspolitik (vgl. unIted 
natIons deVelopMent prograMMe 2001). dabei ist einer der grundfaktoren, wel-
che die sog. „Bildungskarriere“ und entwicklung eines kindes beeinträchtigen, 
das Aufwachsen in einer armen Familie (vgl. sIKorsKa 2010, 49). Statistisch 
wohnen in Polen solche Familien auf den dörfern, sie sind kinderreich oder 
haben nur einen elternteil, sind von Arbeitslosigkeit betroffen oder die erwachse-
nen Familienmitglieder haben eine schlecht bezahlte Arbeit. die Bedeutung der 
ökonomischen Barriere für den Zugang zu Bildung ist in den letzten Jahren sicht-
bar gestiegen.

gleichzeitig werden die Bildungschancen von kindern nicht nur von den 
finanziellen Verhältnissen der Familie beeinflusst, sondern auch durch das kultu-
relle und gesellschaftliche kapital in der Familie. es ist anzunehmen, dass zu die-
sem Kapital wesentlich das Bildungsniveau der Eltern gehört, das Einfluss auf die 
dem kind vermittelten Werte ausübt. In Polen hängt das erlangte Bildungsniveau 
von Schülern und Schülerinnen in sehr hohem Maße vom Bildungsstand ihrer 
eltern ab. Wenn mindestens ein elternteil eine hochschule absolviert hat, liegen 
die chancen auf einen hochschulabschluss bei ihrem kind bei 73 % (vgl. federo-
WIcz/sIteK 2011, 201). Sie verringern sich, wenn die eltern über keinen hoch-
schulabschluss verfügen. Zahlreiche wissenschaftliche Studien belegen, dass nach 
der politischen transformation von 1989 die Bildungsambitionen der Polen 
wesentlich gestiegen sind. In einem Bericht des Meinungsforschungsinstituts 
cBOS von 2009 wurde darauf hingewiesen, dass fast alle erwachsenen Polen 
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(91 %) überzeugt sind, dass sich Bildung auszahlt. nur sieben von hundert Befrag-
ten meinen, dass es sich nicht lohnt, in Bildung zu investieren. die Auffassung, 
dass sich Bildung auszahlt, ist in allen gesellschaftlich-demographischen gruppen 
in Polen anzutreffen. „dennoch sind unter den Befragten am meisten diejenigen 
davon überzeugt, die die höchsten gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Posten 
innehaben: Führungskräfte und experten mit hochschulabschluss, sehr gut situ-
ierte Menschen, ... einwohner von großstädten“ (cBos 2009, 10).

trotz immer stärkerer Bemühungen von eltern variieren die Zahlen der kinder 
mit Bezug auf den Zugang zur frühkindlichen Bildung auf der ebene von kinder-
krippe und kindergarten in starkem Maße, hauptsächlich aufgrund des Wohnortes. 
Auch hinsichtlich der grundschulen ist festzustellen, dass es auf dem land viel 
weniger Schulen gibt als in den Städten, mit der Folge, dass kinder in ländlichen 
regionen weite Wege in kauf nehmen müssen. Bereits seit dem Jahr 2000 kann 
man eine Zunahme der Anzahl der betreuten kinder im vorschulischen Bereich 
beobachten, was auf die entstehung neuer einrichtungen und die Zunahme von 
Plätzen in den bereits vorhandenen einrichtungen zurückzuführen ist. dies ist 
deshalb bedeutsam, weil der kindergarten bestimmte, eventuell im sozialen 
umfeld des kindes entstehende entwicklungsungleichheiten kompensieren soll. 
Man muss jedoch betonen, dass sich ein netz von kindergärten und Vorschuler-
ziehungsgruppen immer noch dichter in den Städten als auf den dörfern entwi-
ckelt. In den Jahren 2010/2011 und 2011/2012 ist das netz auf den dörfern gegen-
über den jeweiligen Vorjahren jeweils um ca. 12 %, und in den Städten sogar um 
ca. 48 % gestiegen (vgl. chłoń-DomińczaK 2013, 17). deswegen kann man auch 
den Zugang zur Vorschulerziehung als ein besorgniserregendes Indiz für Bil-
dungsungleichheit betrachten. Was die höheren (Aus-) Bildungsstufen angeht, so 
kann man dort den größten rückgang der Anzahl von kindern beobachten, die 
Schulen genau in den dörflichen Kommunen besuchen. Dieses Phänomen betrifft 
insbesondere die obligatorische Mittelstufenschule (gimnazjum; entspricht in 
etwa dem deutschen Sekundarbereich I). Über 15 % der kinder im Mittelstufen-
schulalter, die in ländlichen gebieten wohnen, besuchen diesen Schultyp nicht an 
ihrem Wohnort (vgl. ebd., 24). diesen kindern ist zudem gar nicht bewusst, dass 
die Bildung einen Wert bedeuten kann. In diesem kontext ist zu betonen, dass die 
ergebnisse einer externen Prüfung an der Mittelstufenschule über den Zugang zu 
weiterführenden Schulen entscheiden.

nennenswert ist auch die Bedeutung des schulischen nachhilfeunterrichts für 
solche kinder, die mit dem lernstoff nicht zurechtkommen. Wie die in dem Bil-
dungsinformationssystem (System Informacji Oświatowej) erfassten Daten zei-
gen, gehört der didaktisch-ausgleichende Unterricht zu den häufigsten Maßnah-
men, die Schülerinnen und Schülern mit lernschwierigkeiten angeboten werden 
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(vgl. sIKorsKa 2010, 79). Aufgrund des geschilderten Stadt-land-gefälles wäre es 
sinnvoll, dass an solchem schulischen nachhilfeunterricht mehr Schülerinnen und 
Schüler von dörflichen als städtischen Schulen teilnehmen. Das Problem besteht 
auch darin, dass es in den dörflichen Gebieten schwierig ist, Einrichtungen und 
Lernorte zu finden, wo Kinder und Jugendliche nach dem Unterricht ihre Hobbys 
entfalten und ihre Freizeit interessant gestalten können. es scheint also notwendig 
zu sein, ein Betreuungs- und lernangebot für kinder und Jugendliche für den 
Nachmittag (bei fehlenden Ganztagsschulen) zu konzipieren und zu finanzieren. 
dies würde den kindern und Jugendlichen ermöglichen, ihre Begabungen zu ent-
falten und schulische lücken zu schließen.

der Übergang von der Mittelstufenschule in eine weiterführende Schule stellt 
ein wichtiges Selektionselement im polnischen Schulsystem dar, da hier im gro-
ßen Maße bereits die entscheidung über den später erlangten Schulabschluss fällt. 
In Familien, in denen mindestens ein elternteil einen hochschulabschluss bzw. 
einen doktorgrad hat, lernen 87 % der kinder in dem allgemeinbildenden lyzeum 
(liceum ogólnokształcące) weiter (vgl. federoWIcz/sIteK 2011, 206). In den letz-
ten Jahren ist die Zahl der Oberschulen/weiterführenden Schulen in Polen konti-
nuierlich gesunken. dieses Phänomen hängt stark mit den demographischen Ver-
änderungen zusammen, darunter auch mit dem rückgang der Bevölkerung im 
Alter zwischen 16 und 19 Jahren.

das allgemeinbildende lyzeum, als weiterführender Schultyp, zieht gute Schü-
ler und Schülerinnen an, die über schulische kompetenzen auf einem hohen 
niveau verfügen und auch eine hohe Motivation sich weiterzubilden aufweisen. 
dies gibt den lernenden die chance, weiter nach oben zu streben, d. h., dass im 
lyzeum ein etwas schlechterer Schüler große chancen hat, seine Fertigkeiten zu 
verbessern und seine Motivation zu steigern. ganz anders sieht die Situation an 
der Berufsgrundschule (zasadnicza szkoła zawodowa, eine dreijährige Schule, die 
nur eine Facharbeiterausbildung vermittelt) aus, wo häufig eine Abneigung gegen 
das lernen sichtbar ist, was sozusagen einen „Prozess der Angleichung nach 
unten“ mit sich bringt. die entscheidung zum Besuch einer Berufsgrundschule 
korreliert im hohen Maße mit einer ungünstigen sozialen lage der eltern. diese 
wiederum wirkt sich ungünstig auf die erbrachten Schulleistungen aus, wobei die 
Berufsgrundschule gleichzeitig nur über geringe Möglichkeiten verfügt, diese 
Situation zu verbessern. dem Übergang von der Mittelstufenschule zu einer wei-
terführenden Schule kommt im polnischen Schulsystem eine Schlüsselrolle für 
das Fortbestehen von Bildungsungleichheiten zu (vgl. ebd., 59ff).

das letzte kettenglied der Selektionsmechanismen im polnischen Bildungswe-
sen ist die Wahl des weiteren Bildungsweges nach Abschluss einer weiterführen-
den Schule. Auch in dieser Phase spielt die Ausbildung der eltern eine große 
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rolle. „89 % der Schulabgänger, deren eltern einen hochschulabschluss haben, 
studieren an einer hochschule, nur 8 % verzichten auf weitere Bildung. Wenn 
dagegen die eltern nur über eine Berufsausbildung verfügen, sinken bei ihren 
kindern die chancen auf eine weitere Bildung auf 50 %“ (ebd., 210). Für die 
Mehrheit der heutigen jungen Menschen allerdings stellt ein hochschulstudium 
gleichsam eine natürliche etappe im Bildungsprozess dar, die als eine Selbstver-
ständlichkeit im leben betrachtet wird.

Im kontext der unterschiedlichen polnischen Bildungseinrichtungen ist mit 
Bezug auf soziale gerechtigkeit auch das nichtöffentliche Schulwesen bedeutsam. 
die Privatisierung in Polen als einem postkommunistischen land war für die 
gesellschaftliche transformation hin zu einer Marktwirtschaft grundlegend und 
führte zu einer tiefgehenden Veränderung der sozialen Beziehungen. die Idee der 
sozialen gerechtigkeit wird seither mit starkem Bezug auf die kommerzialisie-
rung diskutiert. In den neunziger Jahren des 20. Jahrhunderts entstanden im polni-
schen Bildungssystem nichtöffentliche gebührenpflichtige Schulen (sie stehen 
hauptsächlich in der trägerschaft von gesellschaftlichen Organisationen, aber 
auch von Privatpersonen und glaubensgemeinschaften). Seither ist das staatliche 
Bildungsmonopol gebrochen. die notwendigkeit, hohe Schulgebühren für den 
Besuch einer nichtöffentlichen Schule zu bezahlen, stellt natürlich eine Zugangs-
barriere für diejenigen dar, die nicht über die erforderlichen finanziellen Mittel 
verfügen. Aus diesem grund muss diese Schulart per se einem elitären Bildungs-
modell zugeordnet werden. dieses teilsystem im polnischen Bildungswesen, das 
nach Marktkriterien funktioniert, wirkt sich deutlich auf die Vertiefung der sozia-
len ungleichheiten in der polnischen gesellschaft aus.

das nichtöffentliche Bildungswesen in Polen hat sich insbesondere auch im 
Bereich von solchen hochschulen entwickelt, deren tätigkeit komplett über Stu-
diengebühren finanziert wird. Die Gestaltung des nichtstaatlichen Bildungswesens 
begann nach dem Jahr 1989, als die veränderten politischen umstände im Staat 
die entstehung solcher hochschulen zuließen. Seit dem politischen umbruch hat 
das polnische hochschulwesen eine bemerkenswerte expansion erlebt. Aktuell 
gibt es auf dem polnischen Markt über 300 nichtöffentliche hochschulen, das sind 
doppelt so viele wie öffentliche hochschulen (vgl. Główny UrząD statystyczny 
2013, 31). Angesichts der kommenden geburtenschwachen Jahrgänge wird man in 
diesem Bereich noch weitere deutliche Veränderungen beobachten können: Viele 
dieser Hochschulen werden in eine schwierige finanzielle Situation kommen, 
einige werden sicherlich schließen müssen. die gefahr, nicht mehr weiterexistie-
ren zu können, führt zu einer Politik, deren Maxime es ist, möglichst kostengüns-
tig zu arbeiten; dies wird mit Sicherheit die Qualität der Bildung an diesen hoch-
schulen beeinträchtigen. Bereits heute kann man merken, dass im Vergleich zum 
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Jahr 2010 die Zahl der Studierenden an den nichtöffentlichen hochschulen um 
knapp 62 tsd. und an den öffentlichen um 20 tsd. gesunken ist (vgl. chłoń-
DomińczaK 2013, 31). Im akademischen Jahr 2012/2013 betrug die gesamtzahl 
der Studierenden in Polen etwa 1,67 Mio. Aus einer von der „Stiftung Sokrates-
Institut“ erstellten Prognose geht hervor, dass bis zum Jahr 2020 die Zahl der 
Studierenden in Polen um sogar 800 tsd. abnehmen kann (vgl. deMografIczne 
tsunaMI 2011). diese zurückgehende Zahl der Studierenden stellt auch für die 
öffentlichen hochschulen ein Problem dar.

Ähnlich wie im Fall der unteren Bildungsstufen werden zwei hauptursachen 
der ungleichheiten im Zugang zur hochschulbildung genannt: die unterschiede 
im niveau des kulturellen kapitals, das entscheidend für die Ambitionen in Bezug 
auf Bildung ist, und die soziale Position der eltern (die auch Bezüge zu den Fak-
toren „einkommen“ und „Bildungsstand“ hat). dies bedeutet, dass die Wahr-
scheinlichkeit der Aufnahme eines Studiums bei Abgängern weiterführender 
Schulen deutlich vom sozialen Status ihrer eltern abhängt.

Von Interesse ist hier bestimmt auch die tatsache, dass die Bildung einerseits 
den politischen, ökonomischen und sozialen Bedingungen unterliegt und von die-
sen geprägt wird, und dass sie andererseits selbst versucht, auf die Menschen, mit 
denen sie zu tun hat, Einfluss auszuüben – und dadurch wiederum auch die 
genannten strukturellen Bedingungen verändert. die Betrachtung der Bildungs-
wirklichkeit zeigt, dass ungleichheiten auf allen Bildungsstufen vorhanden sind. 
ein demokratischer Zugang zu Bildung ist de facto eingeschränkt, weil er von 
ökonomischen Faktoren abhängig ist.

4. gerechtigkeit im Bildungswesen: Müssen wir den ungleichheiten 
zustimmen?

Angesichts der Bedeutung der Bildung im Prozess der Produktion und reproduk-
tion der kultur wäre es bestimmt überlegenswert, wie man mittels Bildung die 
soziale gleichheit und gerechtigkeit fördern kann. es scheint nämlich, dass die 
Angleichung der Bildungschancen vor allem durch die Verbesserung der Bil-
dungsqualität erfolgen kann.

ende des 20. Jahrhunderts wurde in Polen immer öfter über die notwendigkeit 
einer reform des Bildungssystems gesprochen, was aus der Überzeugung herge-
leitet wurde, dass erstens das damalige System nicht der sich ständig ändernden 
Wirklichkeit gerecht wurde, und zweitens aus dem Willen, die Qualität der Bil-
dung zu erhöhen. das Ziel der seit September 1999 durchgeführten reform des 
Bildungswesens war die nivellierung der Bildungschancen und die erhöhung der 
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Schülerzahlen in denjenigen Schulen, die zum Abitur führen. diese reform 
brachte zwangsläufig eine Modernisierung der Schulen und ihrer Ausstattung mit 
sich. um das unterrichtsniveau zu erhöhen und den kindern aus sozial schwachen 
Verhältnissen den Zugang zu höheren Bildungsstufen zu erleichtern, wurde die 
Schulpflicht um ein Jahr verlängert. Auf die sechsjährige Grundschule (szkoła 
podstawowa) folgt die dreijährige obligatorische Mittelstufenschule (gimnazjum), 
als deren Ziel nunmehr galt, das Bildungsniveau unter den kindern aus ländlichen 
regionen zu erhöhen und ihre chancen zu verbessern, eine weiterführende Schule 
abzuschließen (allgemeinbildendes Lyzeum [liceum ogólnokształcące], techni-
sche Oberschule [technikum], profiliertes Lyzeum [liceum profilowane; dieses 
vermittelt neben allgemeiner Bildung eine breit angelegte berufsorientierende 
Grundbildung] und Berufsgrundschule [zasadnicza szkoła zawodowa]) und auch 
eine hochschule zu absolvieren. Auf der Mittelstufenschule erfolgt der unterricht 
nach der traditionellen Fachaufteilung, im gegensatz zur grundschule, wo der 
Unterricht in Form von Fachblöcken stattfindet, z. B. beim Sachunterricht (wo 
themen aus den Bereichen Biologie, geographie, chemie und Physik behandelt 
werden). Parallel dazu wurde im rahmen der Bildungsreform auf dem niveau der 
Mittelstufenschule eine neue hürde in Form von Zulassungsprüfungen für weiter-
führende Schulen eingeführt. es liegt auf der hand, dass je mehr Zulassungs-
hürden es gibt und je früher man mit ihnen zu tun hat, es desto schlimmer um die 
gleichheit der Bildungschancen steht. Wenn aber der gedanke leitend wäre, dass 
diejenigen Schülerinnen und Schüler in die weiterführende Schule aufgenommen 
werden, deren Prüfungserfolge sich ihrer eigenen Arbeit und Begabung verdan-
ken, müsste man diese Auswahlverfahren so spät wie möglich vornehmen. So 
gäbe es eine chance, dass die mit dem sozialen Status zusammenhängenden indi-
viduellen unterschiede durch die lernergebnisse ausgeglichen werden. leider 
kann man in den Schulen immer noch beobachten, dass sie auf Selektion und 
Segregation bezogen sind und nur wenig dafür tun, um diesen Prozessen entge-
genzuwirken. Bedeutet das, dass wir die ungleichheiten im Zugang zu Bildung 
akzeptieren müssen?

In den polnischen Schulen kann man auch das Phänomen einer innerschuli-
schen Segregation beobachten, d. h. eine differenzierung von „klassenqualitäten“ 
innerhalb einer Schule. eine solche Segregation tritt insbesondere in den Städten 
auf, und zwar deswegen, weil es im ländlichen Bereich keinen Wettbewerb mit 
anderen Schulen in der gegend gibt. Bei der innerschulischen Segregation werden 
die Schüler und Schülerinnen innerhalb einer Schule in „Qualitätsklassen“ einge-
teilt, die als elitäre, Massen- und „nachhilfebedürftige“ klassen gelten (vgl. 
gofron 2010, 170ff). es gibt z. B. klassen mit einem Schwerpunkt auf Informatik 
oder Fremdsprachen, in die nur solche Schülerinnen und Schüler aufgenommen 
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werden, deren eltern die Schulgebühren für den zusätzlichen unterricht bezahlen. 
Eine solche soziale Segregation findet sowohl in den Grundschulen als auch in 
den weiterführenden Schulen statt. die Aufteilung in die „Besseren“ und die 
„Schlechteren“ bereits in einer so frühen Phase der Bildung führt zur Zunahme 
sozialer Ungleichheiten und beeinflusst die Lebensgestaltung der Kinder (vgl. 
auch MuraWsKa 2004).

Aus Bestrebungen der Jahre 1999 und 2000, die darauf gerichtet waren, die 
sozialen ungleichheiten zu bekämpfen, resultierte eine dezentralisierung der Bil-
dungsfinanzierung. Die Finanzierung des Bildungswesens sollte dabei nicht mehr, 
wie bisher, durch den Staat, sondern durch die kommunen erfolgen. diese dezen-
tralisierung beruhte darauf, dass lokale Behörden die Verantwortung für die Bil-
dung übernahmen, zuerst auf der kindergartenebene, dann auch auf der ebene der 
grund- und weiterführenden Schulen. In dieser transformationsphase war auch 
zu beobachten, dass die öffentlichen Behörden die Zuständigkeit für die soziale 
unterstützung von Schülerinnen und Schülern abgaben.

die öffentlichen Ausgaben für Stipendien und den unterhalt von Internaten, 
die früher vom Staat mitfinanziert wurden, sind in den 1990er-Jahren wesentlich 
gesunken. die Situation im Bereich der Stipendien hat sich erst nach dem Beitritt 
Polens zur eu im Jahr 2004 wieder verbessert. Stipendien sollen nunmehr ärme-
ren Jugendlichen, hauptsächlich aus dem ländlichen Bereich, kinderreichen 
Familien oder Familien mit nur einem elternteil den Zugang zu Bildung ermögli-
chen.

Zu betonen ist hier aber, dass die finanzielle Unterstützung auf dem Niveau der 
weiterführenden Schulen und hochschulen bei weitem nicht ausreichend ist (vgl. 
gofron 2010, 178). die verfügbaren staatlichen oder kommunalen Mittel für Bei-
hilfen und Zuschüsse zu Verpflegung und Unterkunft in Internaten und Studenten-
wohnheimen sind zu gering. deswegen wird nach Sponsoren bei ngOs oder Pri-
vatpersonen gesucht.

Zusammenfassend kann man feststellen, dass der Staat für die entstehung der 
Ungleichheiten in Bezug auf die Bildungsfinanzierung in den 1990er-Jahren 
hauptsächlich verantwortlich ist. diese ungleichheiten verdanken sich wesentlich 
einer „Verringerung des staatlichen Einflusses und gleichzeitig einer Verringerung 
staatlicher Verantwortungsübernahme, was die gewährleistung des Zugangs zu 
Bildung für die unterschiedlichen sozialen gruppen betrifft“ (ebd., 175). Verbun-
den ist dieser Wandel im Selbstverständnis des Staates damit, dass der Bildung 
vonseiten der regierungs- wie auch der kommunalpolitik keine Priorität mehr 
zukommt.

Mit dem Beitritt Polens zur eu sind, was die Bildung betrifft, die reformfra-
gen ins Zentrum der Aufmerksamkeit gerückt. die hauptziele der Bildungsreform 
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in Polen sind analog zu den Veränderungen auf eu-ebene und entsprechen den 
Zielen, die bereits im rahmen der lissabon-Strategie festgelegt wurden: 
– Höhere Qualität der Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung,
– Leichterer Zugang zur allgemeinen und beruflichen Bildung für alle,
– Öffnung der Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung gegenüber der 

Welt (vgl. KoMMIssIon der europäIschen geMeInschaften 2001, 6ff).

Ähnliche, weiterführende Bildungsziele sind in der Strategie „europa 2020“ zu 
finden (vgl. parlaMent europejsKI 2012).

die Politik erwartet, dass es die Bildungsinstitutionen sein werden, die zur 
Integration von Personen und solchen gruppen beitragen, die als sozial schwach 
wahrgenommen werden, und dass es die Bildungsinstitutionen sein werden, die 
diesen kreis von Personen und gruppen mit Maßnahmen fördern. Parallel dazu 
verbreitet sich die Meinung, dass sich das Bildungssystem an die Bedürfnisse die-
ser Personen anpassen soll und nicht umgekehrt – eine Meinung, die mit der 
zunehmend stärker werdenden Forderung nach einer sich inklusiv verstehenden 
Bildung zusammenhängt.

ein programmatisches dokument zum thema der Bekämpfung der sozialen 
exklusion in Polen, worunter auch die Bildungsungleichheiten gezählt werden, ist 
die „nationale Strategie für soziale Integration“ (zespół zaDaniowy Do spraw 
reinteGracji społecznej 2004). Zu den Maßnahmen mit Priorität werden dort 
Projekte für kinder und Jugendliche aus vernachlässigten und armen Verhältnis-
sen gezählt. dabei geht es konkret um den Zugang zur Bildung auf allen Stufen 
des Bildungssystems, die entwicklung von unterrichtsprogrammen für kinder 
mit lernproblemen, die gestaltung von nachhilfeunterricht und die entwicklung 
von Bildungskonzeptionen für solche kinder, deren Bildungskarriere zu scheitern 
droht. die in der nationalen Strategie für soziale Integration formulierten Schwer-
punkte wurden auch in den nationalen Maßnahmenprogrammen zur sozialen Inte-
gration für die Jahre 2008 bis 2010 (kPd/Integracja) wieder aufgegriffen (vgl. 
ministerstwo pracy i polityKi społecznej 2008). gefördert werden dabei fol-
gende Maßnahmen: die Senkung des einschulungsalters auf sechs Jahre (bisher 
erfolgte in Polen die Einschulung erst mit sieben Jahren), die flächendeckende 
Versorgung mit kindergärten, die Angleichung der Bildungschancen in Stadt und 
land, die Verringerung der klassengrößen in den Schulen auf maximal 25 Schü-
lerinnen und Schüler pro Klasse, die Modernisierung der beruflichen Bildung und 
die Verbesserung des Zugangs zum lebenslangen lernen.

eine genauere Analyse der realen Verhältnisse in Polen zeigt, dass nach wie 
vor große soziale ungleichheiten nicht nur bestehen, sondern sich sogar vertiefen, 
mit den geschilderten Auswirkungen auf die ungleichheiten von Bildungschan-
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cen. es scheint, dass das gegenwärtige Bildungssystem – allen reformen zum 
trotz – kein wirksames Mittel zur reduktion dieser ungleichheiten darstellt. 
daher muss das Bildungssystem insgesamt, und insbesondere der Zugang zu Bil-
dung, grundlegend neu gestaltet werden, nach konzeptionen, die die Problematik 
der sozialen heterogenität systematisch aufgreifen und in ihren Implikationen 
reflektieren. Zu den positiven Entwicklungen der letzten Jahre gehören eine 
beachtliche Steigerung des Bildungsniveaus in ländlichen gebieten, verschiedene 
Initiativen zur Anregung einer „bildungsfreundlichen“ Infrastruktur sowie die 
Zunahme einer Bildungsorientierung bei kindern, Jugendlichen und erwachse-
nen. die konzipierung einer gerechten Bildungsreform wird die Bildung an den 
aktuellen Bedürfnissen ausrichten und dabei ebenso die gesamtkonstellation der 
gesellschaftlichen und politischen Bedingungen und deren Wandel berücksichti-
gen wie auch die Wechselfälle individueller lebensverläufe insgesamt. die kom-
plexität dieser umstände muss beim nachdenken über das Wirken und die Wir-
kungen von Bildungseinrichtungen stets als gegebenheit vorausgesetzt werden. 
die Vision, alle Probleme einfach zu lösen, wird ein Wunschtraum bleiben, aber 
mit kontinuierlicher Arbeit an einer solchen neukonzeption der Bildung und des 
Bildungssystems, auf der grundlage neuester wissenschaftlicher erkenntnisse, 
wird man der chancengleichheit Schritt für Schritt näher kommen – und damit 
einen wesentlichen Beitrag zu mehr sozialer gerechtigkeit in Polen leisten.

Anmerkungen

1 Alle Übersetzungen polnischer Zitate ins deutsche durch die Autorin, d. g.
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